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Quo vadis jusfifia?
M Aus der Presse haben wir die Urteile 

erfahren, die die politischen Dummköpfe 
für ihre Schmierereien, die in der ganzen 
Welt alle verbrecherischen Elemente aus­
gelöst haben, erhalten haben. Die Ur­
teile wecken Erinnerungen an die Wei­
marer Zeit, als deutsche Richter den 
feindlichen Akten von rechtsradikalen 
Elementen gegen die Republik noch 
ihren richterlichen Schutz gaben. Es 
waren Überzeugungstäter, so führten sie 
in ihren Urteilen an. Diese feindseligen, 
von gegnerischen Kräften konnte man 
nicht mehr sprechen, fanden immer ein 
williges Ohr bei den Gerichten der Wei­
marer Republik.

Reichsbannerkameraden, die sich mit 
ihrem Leben für den Schutz der Re­
publik einsetzten, wurden verurteilt und 
die völkischen Freischärler frei­
gesprochen.

Ende der zwanziger Jahre haben wir 
uns geschworen, daß nie mehr mon­

archistische Beamte Diener eines demo- 
^Kratischen Staates werden dürfen und 

heute haben diejenigen Leute, die dank­
bar dem Hitlerschen Machtapparat ge­
dient haben und durch Beförderungen 
belohnt worden sind, wieder die Schlüssel­
positionen in Staat und Wirtschaft in den 
Händen.

Man mag darüber denken, wie man 
will. In der Zeit des tausendjährigen 
Reiches war kein Richter unter dem An­
träge des Staatsanwalts geblieben, wenn 
sie Antifaschisten zu verurteilen hatten. 
Ja, zur Aburteilung derartiger Menschen 
schuf man Sondergerichte, die man mit 

ganz besonders strammen Nazis, oder 
solche, die so scheinen wollten, besetzte.

Heute geben wir uns wieder einer Ge­
fühlsduselei hin, die bereits die ersten 
Totengräberspuren für unsere junge 
Demokratie bedeutet. Wenn in dem Ur­
teil der beiden Kölner Synagogen­
schänder festgehalten wird, daß es 
politische Wirrköpfe sind, so erinnern 
wir uns, daß einmal in München ein ge­
wisser Hitler als politischer Wirrkopf 
verurteilt wurde, dem es aber gelang, 
10 Jahre später die Macht in Deutsch­
land zu erschleichen und 6 Jahre darauf 
den zweiten Weltkrieg zu entfesseln. Da­
mit haben diese Wirrköpfe das Unheil 
über Deutschland und über die ganze 
Welt gebracht. Leider gibt es noch viele 
Deutsche, die davon schwärmen, was sie 
im 1000jährigen Reich geleistet haben. 
Sie scheuen sich nicht, von dieser Zeit 
zu sprechen, weil sie doch, wenn auch 
nur in geringem Umfange, in diesem 
System eine gewisse gesellschaftliche 
Rolle spielen konnten, die sie heute auf 
Grund der veränderten Verhältnisse 
nicht einnehmen können.

Und ist es nicht so, daß mit Ver­
brechern keiner etwas zu tun haben 
will, viel weniger sprechen aber diese 
Leute von einem Unrechtsstaat, der über 
verbrecherische Organisationen ver­
fügte. Sie hatten in diesem Staat eine 
Rolle gespielt und betrachten diese 
Aera als den Höhepunkt ihres Lebens.

Das Urteil von Köln und die der 
anderen Gerichte sind Schandurteile für 
die Demokratie. Die Ehemaligen und 



Ewig-Gestrigen werden sich darüber 
lustig machen und — wie es die Folge­
zeit erwiesen hat — zu neuen Schmiere­
reien angeregt. Die Urteile der Republik 
sind ja so billig und wenig abschreckend. 
Was werden die Verantwortlichen in der 
Bundesrepublik gegen die Urteile unter­
nehmen? Nichts!! Die demokratischen 
Kräfte sind ja jetzt schon zu lahm, um 
dagegen etwas zu unternehmen. Höchst­
wahrscheinlich werden sich die Verant­
wortlichen des demokratischen Staates 
auf die Unabhängigkeit der Richter be­
rufen.

In Berlin wurde den Radikalinskis 
von rechts auf die Finger gesehen und 
die Organisatiönchen verboten. Aber 
heute noch kann der ehemalige 2. Vor­
sitzende der Nationalen Jugend, der im 
11. Semester an der Freien Universität

Jura studiert, die Vorlesungen anhören. 
Das Verfahren läuft und so lange dies 
nicht abgeschlossen ist, krümmt diesem 
Mann keiner ein Haar. Gewiß, dieser 
politische Dummkopf, der einmal viel­
leicht Richter sein wird, ist im Kreise 
seiner Kommilitonen nicht bekannt, aber 
im persönlichen Gespräch mit einigen 
Studenten, die ihn kennen, beruft er sich 
auf die durch das Grundgesetz garan­
tierte freie Meinungsäußerung, be­
hauptet er, daß man in der Frage der 
Wiedervereinigung nicht weitergekom­
men ist, und daß alle nationalen Kräfte 
sich zusammenschließen müssen, uq^ 
eine Wende herbeizuführen. So etwas gfl 
schieht in Berlin. Daher fordern wir eine 
Demokratie nur für Demokraten und 
verlangen, daß diesen Totengräbern das 
Handwerk gelegt wird. K. N.

Unsere Hilfestellung für Lehrer und Erzieher 
beim neuzeitlichen Geschichtsunterricht

Gangster in Uniform
Vor dem Tribunal des Nürnberger Ge­

richts stellte der amerikanische Anklä­
ger Thomas J. Dodd dem angeklagten 
Generalfeldmarschall Keitel u. a. die 
Frage:

„Ich verstehe Sie also so, daß Sie wis­
sentlich verbrecherische Befehle ausge­
führt und weitergegeben haben?“

Der OKW-Chef antwortete: „Ich darf 
sagen, daß ich nicht der inneren Über­
zeugung war, hiermit kriminell zu wer­
den, weil es das Staatsoberhaupt selbst 
war, das für uns alle Mächte der Gesetz­
gebung in sich vereinigte; infolgedessen

Am 16. Februar 1960 verstarb 
unser Kamerad

Bruno Fliege
(Bezirk VII, Charlottenburg) 

im 70. Lebensjahr. Er war Mitglied 
des FB seit seiner Gründung und 
alter Reichsbannerkamerad.

Sein Andenken wird unvergessen 
bleiben!

bin ich nicht der Überzeugung gewesen, 
selbst damit verbrecherisch zu werden.“

Zu welchen Schandtaten sich dieser 
Generalfeldmarschall und „Lakai-tel“ 
Hitlers hergab, beleuchtet die Rolle, die 
er bei der geplanten Ermordung der 
französischen Generale Giraud und Wey­
gand spielte, die nur durch eine List des 
deutschen Abwehrchefs, Admiral Canaris, 
mit dem Leben davonkamen.

Der französische Generalstabschef 
Maxime Weygand hatte sich nach dem 
militärischen Zusammenbruch Frank­
reichs nach Nordafrika abgesetzt. Gei^B 
ral Henri Giraud dagegen war in dctW 
sehe Kriegsgefangenschaft geraten und 
saß auf der Festung Königstein in der 
Sächsischen Schweiz.

Am 17. April 1942 gelingt dem Sech­
zigjährigen von dort aus die Flucht. Er 
entkam auch bereits im ersten Weltkrieg 
der deutschen Kriegsgefangenschaft.

In halsbrecherischer Weise läßt er sich 
an der steilen Felswand des Königsteins 
hinab, an einem 45 Meter langen Seil, 
das er sich in einjähriger Arbeit aus den 
Bindfäden empfangener Pakete gefloch­
ten hat. Und während in ganz Deutsch-



land eine Großfahndung nach ihm ein­
gesetzt hat, reist Glraud über München, 
Stuttgart, Metz, Straßburg nach Mühl­
hausen und erreicht schließlich, die letz­
ten hundert Meter an der scharf bewach­
ten Grenze über freies Feld hetzend, 
schweizerischen Boden und damit die 
Freiheit.

Erwin von Lahousen-Vivremont, Gene­
ralmajor und Chef der Abt. II in der 
Canaris-Abwehr, hat in Nürnberg im 
Kreuzverhör durch den amerikanischen 
Ankläger John Harlan Amen, berichtet, 
was hinter den Kulissen geschah.

Amen: „Erinnern Sie sich, im Jahre
40 an einer Besprechung teilgenom­

men zu haben, in welcher der Name 
Weygand fiel?“

Lahousen: „Ja. Bei dieser Besprechung 
eröffnete uns Canaris, daß er schon seit 
einiger Zeit von Keitel bedrängt würde, 
eine Aktion durchzuführen, die die Be­
seitigung des französischen Marschalls 
Weygand zum Ziel hätte, und meine Ab­
teilung hätte diese Aufgabe durchzufüh­
ren.''

Amen: „Wenn Sie von Beseitigung 
sprechen, was meinen Sie damit?“

Lahousen: „Töten.“
Amen: „Was tat Weygand zu dieser 

Zeit?“
Lahousen: „Weygand war, meiner Mei­

nung nach, damals in Nordafrika.“
Amen: „Was war der angegebene 

Grund für den Mordversuch an Wey­
gand?“

Lahousen: „Als Grund war die Besorg­
nis angegeben worden, daß Weygand mit 
■en ungeschlagenen Teilen der französi­
schen Armee in Nordafrika irgendein 
Widerstandszentrum bilden könnte.“

Amen: „Was wurde weiterhin bei die­
ser Konferenz gesagt?“

Lahousen: „Dieses Ansinnen, das in 
dieser offenen und unverhüllten Form 
der militärischen Abwehr zum erstenmal 
von einem Vertreter der Wehrmacht ge­
stellt wurde, wurde von allen Anwesen­
den entrüstet und schärfstens zurückge­
wiesen. Ich habe dann, nachdem die an­
deren Herren den Raum verlassen hat­
ten, unter vier Augen mit Canaris ge­
sprochen, und Canaris sagte mir sofort: 

,Es ist ganz selbstverständlich, der Be­
fehl wird nicht nur nicht durchgeführt, 
er wird auch gar nicht weitergegeben.’ 
Und so ist es auch geschehen. Ich bin 
dann bei einem Vortrag, den Canaris bei 
Keitel hielt und bei dem ich anwesend 
war, von Keitel auf das Thema angespro­
chen worden in dem Sinn, daß er mich 
fragte, was in der Angelegenheit bisher 
geschehen sei oder unternommen wurde.“

Amen: „Welche Antwort haben Sie 
Keitel gegeben?“

Lahousen: „Ich habe bestimmt nicht 
geantwortet, daß ich nicht daran denke, 
diesen Befehl durchzuführen, sonst würde 
ich heute nicht hier sitzen. Wahrschein­
lich habe ich wie in vielen ähnlichen Fäl­
len, die Antwort gegeben, es ist schwer, 
aber es wird alles gemacht werden, oder 
eine ähnliche Erklärung.“

Lahousen berichtete nun weiter, daß 
Keitel im Juli 1942 Canaris den Befehl 
gegeben habe, auch General Giraud töten 
zu lassen, und zwar sollte diese Aktion 
unter dem Namen „Gustav“ laufen.

Lahousen: „Im September wurde ich 
in meiner Privatwohnung von Keitel an­
gerufen. Er fragte mich: ,Was ist mit 
Gustav? Sie wissen doch, was mit Gu­
stav gemeint ist? Wie steht die Ange­
legenheit? Ich muß es dringend wissen,’ 
Meine Antwort: ,Darüber bin ich nicht 
orientiert, das hat sich Canaris selbst 
vorbehalten, und Canaris ist nicht hier, 
er ist in Paris.’ “

Nach diesem Gespräch fliegt Lahousen 
sofort nach Paris, um Canaris zu berich­
ten. Dieser ist zunächst bestürzt, kommt 
dann aber auf den rettenden Gedanken, 
Keitel zu melden, daß er die Aktion 
„Gustav“ dem SS-Führer Heydrich über­
geben habe, als dieser noch lebte. Damit 
gab Keitel Ruhe.

Lahousen: „Später ereignete sich 
nichts mehr. Giraud flüchtete nach Nord­
afrika. Ich habe nur gehört, aber viel 
später, daß Hitler über diese Flucht 
außer sich war und sie als ein totales 
Versagen des Sicherheitsdienstes be­
zeichnete.“

Daß solche Mordpläne auch Wirklich­
keit wurden, soll im weiteren bewiesen 5 



werden. Das Beweismaterial, das dem 
Tribunal in Nürnberg vorlag, stammt 
aus den Akten des Auswärtigen Amtes.

In dem ersten Schriftstück (November 
1944) heißt es: „Im Lager Königstein be­
finden sich 75 französische Generale. 
Man wird jetzt mit der Verlegung in der 
Form beginnen, daß als erster Schub 
fünf bis sechs französische Generale, 
jeder in einem besonderen Auto, an 
einen anderen Ort gebracht werden. Im 
Auto befinden sich jeweils der Fahrer 
und ein Begleiter. Der Wagen hat Wehr­
machtsabzeichen. Die beiden Deutschen 
tragen Wehrmachtsuniform. Es handelt 
sich um besonders ausgesuchte Leute. 
Auf der Fahrt wird der Wagen des 
Generals Dcboisse eine Panne haben, um 
ihn von den anderen abzusondern. Bei 
dieser Gelegenheit soll der General durch 
gezielten Rückenschuß „auf der Flucht“ 
erschossen werden. Als Zeitpunkt ist 
Dämmerung vorgesehen. Es wird sicher­
gestellt, daß keine Landbewohner in der 
Nähe sind. Aus Gründen der Nachfor­
schung ist geplant, die Leiche zu ver­
brennen und die Urne nach dem Fried­
hof der Festung Königstein zu überfüh­
ren. Es ist sicherzustellen, daß ärztlicher 
Befund, Leichenschein, Verbrennungs­
schein ordnungsgemäß ausgestellt wer­
den. Durch die Auswahl der beteiligten 
Personen und die Anfertigung aller 
aktenmäßigen Unterlagen ist sicher­
gestellt, daß bei einem Untersuchungs­
begehren der Schutzmacht die zur Ab­
weisung der Beschwerde notwendigen 
Unterlagen vorhanden sind.“

Ein weiteres Dokument hierzu:
„Der Chef der Sicherheitspolizei und 

des SD Berlin am 30. Dezember 1944.
Schnellbrief an Reichsführer SS.
Reichsführer! In der Angelegenheit 

haben mit dem Chef des Kriegsgefange­
nenwesens und dem Auswärtigen Amt 
die befohlenen Besprechungen stattge­
funden, die zu folgendem Vorschlag 
führten:

1. Im Zuge einer Verlegung von fünf 
Leuten in drei Kraftwagen mit Wehr- 

4 machtskennzeichen tritt der Fluchtfall 

ein, als der letzte Wagen eine Panne 
hat, oder

2. tritt Kohlenoxydgas in den abge­
schlossenen Fond des Wagens. Die Ap­
paratur kann mit einfachsten Mitteln 
angebracht und sofort wieder entfernt 
werden.

3. Andere Möglichkeiten der Vergif­
tung durch Speise oder Trank sind ge­
prüft, aber nach mehreren Versuchen 
als zu unsicher wieder verworfen wor­
den.

Für ordnungsmäßige Erledigung der 
Nacharbeiten, wie Meldung, Obduktion^ 
Beurkundung, Beisetzung ist vorgesorgO 
Transportführer und Fahrer werden vom 
Reichssicherheitshauptamt gestellt und 
treten in Wehrmachtsuniformen mit zu­
geteiltem Soldbuch auf. Wegen der 
Pressenotiz ist mit dem Geheimrat Wag­
ner vom Auswärtigen Amt Verbindung 
aufgenommen. Wagner teilte dabei mit, 
daß der Reichsaußenminister (Ribben­
trop) mit dem Reichsführer über den 
Fall noch sprechen möchte. Die Auffas­
sung des Reichsaußenministers ist, daß 
gleichartig, und zwar in jeder Richtung, 
vorzugehen sei.

Inzwischen ist doch bekanntgeworden, 
daß der Name des Betreffenden im Laufe 
verschiedener Ferngespräche zwischen 
Führerhauptquartier und Chef Kriegs­
gefangenenwesen genannt worden war, 
so daß Chef Kriegsgefangenenwesen 
vorschlägt, einen anderen, aber gleich 
Beurteilten zu verwenden. Ich pflichte 
ihm bei und bitte, die Auswahl Chef 
Kriegsgefangenenwesen zu überlasse™ 
Ich bitte um Weisung.

Heil Hitler!
Ihr gehorsamer

Dr. Kaltenbrunner.“
Nur weil sein Name öfter am Telefon 

genannt worden ist, bleibt General 
Deboisse am Leben. An seine Stelle wird 
einfach der General Mesny auf die Ab­
schußliste gesetzt, dessen ältester Sohn 
sich zu jener Zeit als politischer Häftling 
in einem Konzentrationslager befindet.

Abschließend ein letztes Dokument 
hierzu, wieder aus den Akten des Aus­



wärtigen Amtes, und zwar aus der Ab­
teilung Inland n, vom 12. Januar 1945:

„Streng vertraulich!
Ein französischer kriegsgefangener 

General wird eines unnatürlichen Todes 
durch Erschießung auf der Flucht oder 
Vergiftung sterben. Für die ordnungs­
gemäße Erledigung der Nacharbeiten, 
wie Meldung, Obduktion, Beurkundung, 
Beisetzung, ist vorgesorgt. Die Weisung 
des Herrn RAM (Reichsaußenminister) 
lautet, die Angelegenheit mit Gesandten 
Albrecht zu besprechen, um genau fest­
zustellen, welche Rechte der Schutz- 
macht in dieser Angelegenheit zustehen 
^irden, um das Vorhaben damit ab­
stimmen zu können.“

Am 18. Januar 1945 knallten auf einer 
Landstraße bei der Festung Königstein 
die abgekarteten Schüsse. —

„Dieser Mord“, sagte der amerikani­

sche Ankläger Thomas J. Dodd, „wurde 
von SS-Obergruppenführer Kaltenbrun­
ner und von SS-Obergruppenführer Rib­
bentrop geplant und geleitet. Welch 
grausiges Trauerspiel, angefangen mit 
dem vorgetäuschten Abtransport Mesnys 
aus dem Offiziersgefangenenlager König­
stein bis zu der frevelhaften Feierlich­
keit der Beisetzung seiner Asche, mit 
militärischen Ehren in Dresden! Im ge­
samten Verlauf dieser so überaus tra­
gischen und schmutzigen Angelegenheit 
tritt die ganze Heuchelei des Nazismus 
besonders stark in Erscheinung. Das war 
Mord mit reiner Weste, 'Täuschung auf 
Bestellung, aufgemacht mit allen For­
malitäten des Auswärtigen Amtes, 
schimmernd im eisigen Glanz von Kal­
tenbrunners SD.“

(Quelle: Joe J. Heydecker und Johan­
nes Leeb „Der Nürnberger Prozeß“.)

Adenauer soll seinen Soustelle entlassen!
Bischofsblatt: Chamäleon Oberländer 

schadet unserer Zukunft

(ppp) Bundeskanzler Adenauer sollte 
sich von seinem Soustelle, von Oberlän­
der, ebenso rasch trennen, wie das der 
von Adenauer wegen seiner politischen 
Weisheit bewunderte de Gaulle mit 
seinem Soustelle tat, dessen Vergangen­
heit und Zukunftspläne ihn allzusehr mit 
den algerisch-nationalistischen Ultras ver­
band. Diese Forderung stellte das katho­
lische Führungsorgan „Echo der Zeit" auf, 
fes als das Sprachrohr des Paderborner 
Wzbischofs Dr. Jäger gilt.

Nach Ansicht des Bischofsblattes sollte 
der von der CDU/CSU eingesetzte Ehren­
rat zur Untersuchung der Vorwürfe gegen 
Bundesvertriebenenminister Prof. Dr. 
Oberländer „rasch und intensiv" tätig 
werden und die Vorarbeiten für die De­
batte in der Fraktion liefern. Die politische 
Entscheidung des Falles Oberländer liege 
natürlich beim Kabinett selbst. Dabei sei 
zu beachten, daß das Argument, die Ver­
abschiedung des Ministers würde der Bun­
desrepublik eine „Blöße" gegenüber den 
Sowjets geben, die Dinge auf den Kopf 

stelle. Die Sowjets würden mit dem Aus­
scheiden Oberländers vielmehr ihr quali­
fiziertestes Argument gegen die Bundes­
regierung und die Bundesrepublik ver­
lieren. Sie könnten keinen Erfolg sehen, 
weil tatsächlich der Welt bewiesen würde, 
daß „wir auf dem ohnehin höchst deli­
katen Posten eines Bundesvertriebenen- 
ministers niemanden dulden, der in den 
Kriegsjahren die Ostpolitik des Hitler- 
reiches mitbeeinflußt" habe.

Auch das „politische Chamäleonsver­
halten" Oberländers zeige ihn, so betonte 
das „Echo der Zeit", als viel zu wendig: 
Teilnahme am Hitlermarsch auf die Feld- 
hermhalle, Demokrat, NSDAP-Mitglied, 
wieder Demokrat und Wechsel von FDP 
über BHE zur CDU. Oberländer sei 1950 
in die bayerische CSU-SPD-Koalition und 
1952 in die Adenauer-Regierung als „Füh­
rungshypothek" für den BHE mitauf­
genommen worden •— „statt daß er — ein 
deutscher Soustelle —• den BHE in radi­
kal-nationalistische Opposition führte". 
Adenauer sollte sich daher von Soustelle- 
Oberländer trennen: „Oberländers Ver­
gangenheit wird sonst Deutschlands Zu­
kunft schaden." 5



SSD verhaftete Paulus-General
SED-Infiltrationsarbeit 

unter West-Offizieren erfolglos
Der sowjetzonale Staatssicherheits­

dienst hat den General a. D. Kuntze, der 
als einer der Hauptrepräsentanten der 
SED - „Arbeitsgemeinschaft ehemaliger 
Offiziere" gilt und zu den engsten Mit­
arbeitern des Feldmarschalls a. D. Paulus 
im „Nationalkomitee Freies Deutschland" 
gehörte, aus bisher unbekannten Gründen 
verhaftet. Die Festnahme ist bereits im 
Dezember erfolgt, aber erst jetzt im 
Westen bekannt geworden. Kuntze war 
politisch vor allem vor der Genfer West- 
Ost-Konferenz des Jahres 1955 im Rahmen 
der sogenannten „Paulus-Bewegung" 
aktiv für die Deutschlandpolitik der SED 
eingetreten und muß als einer der Haupt­
akteure der Infiltrationsarbeit unter den 
ehemaligen Offizieren in der Bundes­
republik angesehen ^werden. Nach Ansicht 
des SPD-Ostspiegels ist einer der maß­
geblichsten Gründe für die Verhaftung 
von Kuntze das völlige Fiasko dieser 
Agitationsarbeit der „trojanischen Offi­
ziere" der SED. In diesem Zusammenhang 
sei festzustellen, daß nach einer Geheim­
anweisung der SED auf den neuen Listen 
der SED für künftige „Wahlen" weder 
Offiziere noch ehemalige PG's aufgenom­
men werden dürfen.

Raketenabschußbasis bei Kottbus
Die „Nationale Volksarmee" wird in 

Kürze den Ausbau von militärischen An­
lagen im Bereich von Marienberg-Striesow 
im Kreise Kottbus beenden, die nach In­

formationen des SPD-Ostspiegels als Ra­
ketenabschußbasis dienen sollen. Die 
unterirdischen Arbeiten im Berginnern 
haben bereits vor einem Jahr begonnen. 
Der Aufbau der äußeren Anlagen inner­
halb des Sperrgebietes wurde in Angriff 
genommen. Dazu gehören auch etwa 
60 kleinere Gebäude.

Neue Rechtspartei mit Oberländer ?
SPD: Vertriebenenminister — eine Figur 

in der Strategie des Kanzlers
(ppp) Die Bildung einer neuen RectJ^k 

partei, die im Wege einer neuen SpaltiWF 
des BHE geschaffen werden soll, zeichne 
sich immer deutlicher ab, teilte der SPD- 
Pressedienst mit. Auch die Optimisten im 
Regierungslager zweifeln sehr daran, daß 
die CDU/CSU mit ihrer knappen Mehrheit 
im Bundestag einziehen könne.

Diese Tatsache erkläre auch die über­
raschende Entwicklung, schrieb der SPD- 
Pressedienst, daß sich neuerdings auch 
der Bundesverteidigungsminister unter 
die mächtigen Schutzherren des Bundes- 
vertriebenenministers Prof. Oberländer 
eingereiht habe. Oberländer spiele näm­
lich in der parteipolitischen Strategie des 
Kanzlers für das Wahljahr 1961 eine 
prominente Rolle. Das zeige sich auch in 
dem bedingungslosen Eintreten verschie­
dener Zeitungen für Oberländer, wobei 
selbst der dem Hause Lemmer nahe­
stehende „Ost-West-Kurier" offenbar auf 
höhere Weisung seinen Standort inner­
halb dieses großen strategischen Konzepts 
beziehen mußte.

Haarschwund?

6
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preiswert — auf neue Weise wirksam
DR. KONRAD STEHR, BERLIN-CHARLOTTENBURG 2

Herausgeber: Freiheits­
bund e. V-, Landesver­
band Berlin. Verant­
wortlich: Franz Meyer. 
Ernst Carlbergh, beide 
Berlin-Wilmersdorf, Sig­
maringer Straße 8, Tel. 
87 29 08. Druck: Rudolf 
Otto, Berlin W 35, 
Lützowstraße 63, Tel. 
13 12 59.


